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Constanze Hacke
Köln

E igentlich sollte in diesen Ta-
gen für die Lohnsteuerkarte
endgültig das elektronische
Zeitalter beginnen. Nun

aber müssen Steuerpflichtige nicht
nur bis zur üblichen Frist am morgi-
gen 30. November ihre Freibeträge
für das laufende Jahr überprüfen.
Sie müssen sich auch mit den Kin-
derkrankheiten des Projekts elek-
tronische Lohnsteuerkarte herum-
schlagen. Denn derzeit erhält jeder
Steuerzahler ein Schreiben des Fi-
nanzamts, in dem die elektronisch
gespeicherten Lohnsteuermerk-
male aufgelistet sind. Diese gilt es
abzugleichen. Der Deutsche Steuer-
beraterverband berichtet bereits
davon, dass bei den Finanzämtern
waschkörbeweise die Änderungsan-
träge von Betroffenen ankommen:
Mal werden alte Daten gar nicht,
mal falsch übernommen, Kinder-
freibeträge sind plötzlich ver-
schwunden oder die Steuerklassen
geändert.

Dabei sollte mit der elektroni-
schen Lohnsteuerkarte alles einfa-
cher werden – für Arbeitgeber, Ar-
beitnehmer und die Finanzämter.
Der Plan: Die Finanzverwaltung
kann zentral und einheitlich alle Be-
steuerungsmerkmale in einer bun-
desweiten Datenbank verwalten.
Doch die Einführung des neuen Ver-
fahrens lässt weiter auf sich warten.
Was in anderen Staaten längst Stan-
dard ist, bleibt in der deutschen
Steuerverwaltung noch Zukunfts-
musik.

Die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) hat vor kurzem eine
entsprechende Studie vorgelegt. Es
wurde untersucht, welche Trends
und Entwicklungen sich bei den
elektronischen Dienstleistungen
für Steuerzahler ergeben. Das Resul-
tat: Die Mehrheit der OECD-Staaten
bietet ein ausgedehntes Netz an
elektronischen Möglichkeiten in
der Steuerverwaltung. „Dazu zäh-
len Internetauftritte, auf denen der
Steuerpflichtige nicht nur Informa-
tionen erhält, sondern auch Rechts-
geschäfte erledigen kann; außer-
dem die Möglichkeit, Steuern elek-
tronisch anzumelden und zu zah-
len, Onlinezugänge zu persönli-

chen Steuerinformationen oder
auch vorausgefüllte Steuererklärun-
gen“, erläutert Richard Highfield
von der Abteilung internationale
Zusammenarbeit und Steuerverwal-
tung in der OECD.
Auch in Deutschland
wird ein Teil der Steu-
ererklärungen online
abgewickelt. Aller-
dings besteht hier laut
OECD noch viel Poten-
zial, das derzeit nicht
ausgeschöpft wird.

Ganz weit vorn in
der elektronischen Steuerliga spie-
len die skandinavischen Länder. Sie
alle bieten ihren Steuerzahlern eine
komplett vorab ausgefüllte Steuer-
erklärung in elek-
tronischer oder
in Papierform
an. In Däne-
mark er-
halten
die

meisten Steuerpflichtigen schlicht
eine Nachricht, dass die Steuerer-
klärung erledigt ist – und können
sich dann in ihr persönliches Steuer-
konto einloggen, um gegebenen-

falls Änderungen vor-
zunehmen. Aber auch
Irland, die Türkei, Spa-
nien und Slowenien
sind in puncto elektro-
nische Steuerverfah-
ren in den vergange-
nen Jahren weit gekom-
men. So stellt Irland al-
len Arbeitgebern vor-

ausgefüllte Steuerzertifikate für
ihre Arbeitnehmer zur Verfügung,
die sie beim Abzug der Einkommen-
steuer berücksichtigen sollen. Laut

OECD-Studie sorgen solche und
andere E-Government-Ver-

fahren in der Finanz-
verwaltung in

vielen Län-
dern für

mehr

Effizienz und weniger Kosten. Aber
nicht alle europäischen Staaten
sind so weit fortgeschritten, wie
Steuerberater Karl Walter Schmidt
weiß, der bei der ETL-Gruppe für
anwaltliche Dienstleistungen den
internationalen Bereich leitet: „Bei
den tschechischen Kollegen bei-
spielsweise funktioniert das noch
nach alten Mustern und in Papier-
form.“ Trotzdem glaubt er, dass
kleinere Länder generell besser mit
der elektronischen Steuerverwal-
tung zurechtkommen: „Kleinere
Einheiten sind flexibler, man hat
kürzere Wege und der Datenpool
ist kleiner. Da klappt es naturge-
mäß besser.“ Das sei am Beispiel Ir-
lands oder auch in den baltischen
Staaten zu beobachten.

Ursachenforschung
für deutsches Versagen

Für den OECD-Steuerexperten Ri-
chard Highfield liegt eine weitere
mögliche Ursache im föderalisti-
schen Prinzip. Selbst in der Schweiz
sei zumindest die Umsatzsteuerver-
waltung komplett zentralisiert.
Torsten Wunderlich, Leiter des Da-
tev-Informationsbüros Berlin, sieht
das ähnlich. Vor allem bei IT-Projek-
ten erschwere die föderale Struktur
Abstimmungen. „Sie fördert Kon-
kurrenzverhalten“, meint Wunder-
lich. Zudem würden IT-Projekte
häufig als „politische Manövrier-
masse“ genutzt.

Doch es mangelt hierzulande
auch an der Akzeptanz in der Bevöl-
kerung. Der Bund der Steuerzahler
hat bereits vor einiger Zeit in einer
Umfrage ermittelt, dass die voraus-
gefüllte Steuererklärung skeptisch
betrachtet wird: Drei Viertel der Be-
fragten lehnten einen solchen Ser-
vice des Finanzamts, der 2013 auch
in Deutschland eingeführt werden

soll, ab. Gleiches gilt nach Auf-
fassung von Wunderlich

für Behörden: „Das Be-
harrungsvermögen
etablierter organisato-
rischer Abläufe wird
unterschätzt.“ Agiere
ein Amt seit Jahren
vornehmlich mit dem
klassischen Fax, sei es

schwierig, elektroni-
sche Prozesse einzufüh-

ren.

Roland M. Stein
Berlin

Nach der Energiewende begin-
nen jetzt große juristische
Nacharbeiten. Denn: Kern-

kraftwerke werden abgeschaltet
und die erneuerbaren Energien zur
Lösung der Energiefrage erklärt.
Kohle wird zur Brückentechnologie
abgestuft. Es geht um jährlich mehr-
stellige Milliardenbeträge. Die In-
dustriepolitik debattiert zudem in-
tensiv über neue Stromautobah-
nen. Sie ignoriert bei der Energie-
wende aber das Energiesteuerrecht
und ist darüber hinaus auch steuer-
rechtlich schlecht verzahnt. Das ist
fatal, denn es schafft Rechtsunsi-
cherheit und erschwert die Finanz-
planung von Projekten, die für die
Energiewende gerade erforderlich
sind.

Die Energiesteuer muss Teil der
Energie- und Industriepolitik wer-
den. Diese braucht einen „Spitzen-
ausgleich“ für energieintensive Ver-
fahren, bevor Brückenköpfe wie die
Kohleverstromung abgerissen wer-
den. Der Spitzenausgleich entlastet
industrielle Energieverbraucher
dann, wenn die von Verbrauchern
zu entrichtenden Energiesteuern
für das gewerbliche Umfeld zu hoch
sind. Der deutsche Industriestand-
ort funktioniert nur mit einer sol-
chen – international üblichen – Bes-
serstellung. Diese ist in der jetzigen
Ausgestaltung als vermeintliche Sub-
vention aber unter Beschuss. Kohä-
renter wäre daher eine Regelung,
die auf Entlastungen verzichten
könnte, indem sie gewerbliche Ener-
gieverbraucher prinzipiell begüns-
tigt. Langfristig sollten daher ge-
trennte Steuertarife für den gewerb-
lichen und den nichtgewerblichen
Energieverbrauch eingeführt wer-
den. Diesen Weg zeichnet auch die
EU-Energiesteuerrichtlinie vor.

Außerdem muss die Energie-
wende zum Energiesteuerrecht
durchdringen. Ihre Motivation
muss in günstigeren Tarifen oder
Entlastungen für die erneuerbaren
Energien sichtbar werden. Bei den
fossilen Energieerzeugnissen muss
berücksichtigt werden, dass sie vor-
erst die Grundlast der Energiever-
sorgung garantieren.

Anstatt die großen politischen Fra-
gen im Energiesteuerrecht anzuge-
hen, beschäftigt sich die Energiesteu-
erpolitik indes mit Problemen wie
etwa dem Verbrennen von Gülle.
Hinzu kommt, dass die Regelungen
für Energiesteuern in vielen Berei-
chen nur schwer durchschaubar
sind. In der Energiewirtschaft ist
Flickwerk aber nicht zukunftsfähig.

Wer beweisen will, dass Kohä-
renz und Konsistenz nicht bloß poli-
tische Schlagworte sind, der schafft
anbietergerechte, transparente
und passgenaue Tarife. Diese soll-
ten diskriminierungsfrei gestaltet
sein, und Doppelbelastungen wie
etwa durch die Kernbrennstoff-
steuer sollten vermieden werden.
Dies ist auch die beste Grundlage
für eine Energiebesteuerung, die
dauerhaft gerecht und verfassungs-
konform ist.

Dr. Roland M. Stein ist Rechtsanwalt
und Energiesteuerexperte bei
Freshfields Bruckhaus Deringer.

Alles so schön elektronisch?
Viele Staaten in Europa haben die E-Steuerverwaltung im Griff – im Gegensatz zu Deutschland.
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Oliver Holzinger
Düsseldorf

D ie Minderung der Gewinne
von Unternehmern, Freibe-
ruflern, Beteiligten an einer

gewerblichen Personengesellschaft
oder Landwirten gelingt meist
schon mit der richtigen Bilanzpoli-
tik. So können Bilanzierende eine
Gewinnverschiebung aufgrund ih-
rer unterschiedlichen Steuerpro-
gression in den Jahren 2011 und
2012 erreichen.

Das geht, indem sie Lieferungen
erst 2012 ausführen oder Kunden
Leistungen erst dann abnehmen.
Im Gegenzug können anstehende
Reparaturen noch bis zum Jahres-
ende ausgeführt oder Beratungsleis-

tungen vorzeitig abgefordert wer-
den. Nicht maßgebend ist hier der
Zahlungstermin. So kommt es beim
Handwerker bei der Erfüllung des
Auftrags noch zu einer Gewinnerhö-
hung im alten Jahr, auch wenn er
die Rechnung erst 2012 stellt.

Ehepartner oder Kinder in der
Vorweihnachtszeit einstellen

Soll das Einkommen noch 2011 ge-
senkt werden, sind betriebliche Tä-
tigkeiten aufzuschieben und Kosten-
faktoren schnell abzufordern. Ehe-
partner oder Kinder können bei-
spielsweise in der Vorweihnachts-
zeit auf 400-Euro-Basis eingestellt
werden, um das Jahresendgeschäft
und die Inventur zu bewältigen. Ar-

beitslohn und Arbeitgeberabgaben
mindern in voller Höhe den Ge-
winn, und die Angehörigen selbst
müssen nichts versteuern.

Solche Überschuss-Rechner wie
etwa Freiberufler und kleine Unter-
nehmer ohne Buchführungspflicht
kalkulieren wie Privatpersonen
über den Zahlungsfluss und müs-
sen auf den Zahlungstermin ach-
ten.

Zum Beispiel führt hier die Reno-
vierung der Praxisräume nur dann
zu Betriebsausgaben, wenn die For-
derung noch 2011 beglichen wird.
Wird mit Kunden vereinbart, dass
die erst 2012 bezahlen sollen, min-
dert dies effektiv die Einnahmen.
Gleiches gilt, wenn Selbstständige

für ihre Leistungen erst 2012 Rech-
nungen ausstellen. Zu beachten ist
dabei eine terminliche Besonder-
heit. Regelmäßig wiederkehrende
Zahlungen nach dem 20. Dezember
des alten und vor dem 11. Januar
des neuen Jahres gelten in dem Ka-
lenderjahr als Einnahme oder Aus-
gabe, für das sie geleistet werden.
So führt zum Beispiel eine am 22.
Dezember vorausgezahlte Leasing-
rate für den Betriebs-Pkw für den Ja-
nuar 2012 zu keinem steuerwirksa-
men Aufwand im Jahr 2011, son-
dern erst nach dem Jahreswechsel.

Oliver Holzinger ist Steueranwalt
und Chefredakteur von
„Der Betrieb“.www.der-betrieb.de

Votum:
Steuerrechtliches
Flickwerk ist in der
Energiewirtschaft
nicht zukunftsfähig

SteuerthemaderWoche:
Selbstständige können 2011 noch Steuern sparen

„Die föderale
Struktur
erschwert

die Abstimmung
und fördert
Konkurrenz.“
TorstenWunderlich
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